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Illegale Migration – die "Mastercard des armen Mannes" im Zeitalter der Globalisierung.

Erläuterungen v.a. anhand der Ukraine

Der Titel scheint einige Leute in Ratlosigkeit versetzt und andere zum Schmunzeln gebracht zu haben. Wie komme ich darauf? Zunächst ist der Ausdruck nicht von mir, sondern von einem der renommiertesten zeitgenössischen Migrationswissenschaftler, dem US-Amerikaner Douglas Massey. Im Wortlaut: "International migration […] functions as the poor person's MasterCard."

Die Kreditkarte ist heutzutage, neben dem Reisepass, das essentielle Mittel des globalisierten Weltbürgers, der sich nicht mehr unbedingt in einem bestimmten Land zu Hause fühlt, sondern der daheim ist auf allen Flughäfen und bestenfalls irgendwo, oft aber auch an mehreren Plätzen, seine Waschmaschine stehen hat. Geschäftsreisen, Besucherreisen, Delegationen im Bereich Politik, Wissenschaft, Sport und Kultur, Tourismus: Selbstverständlichkeiten der modernen Gesellschaft, von denen auch wir profitieren. 

Die These, die ich heute Abend erläutern möchte, ist, dass auch Menschen, die weder über (gültigen) Reisepass noch über Kreditkarten verfügen, grenzübergreifend wandern, leben und arbeiten, wenn auch öfters als der reiche Kosmopolit aus Armut und Zwang heraus denn der Motivation Abenteuerlust und Neugier folgend. Doch zunächst einige 

Grundsätzliche Vorbemerkungen

Noch nie waren aber Teile der Welt derart interdependent, voneinander abhängig, noch nie haben sich Menschen, Völker und Organisationen so gegenseitig beeinflusst wie heute. Und das ist ein Ergebnis dessen, was man gemeinhin mit dem Schlagwort 'Globalisierung' bezeichnet. Was darunter zu verstehen ist, was darunter fällt – darüber streiten sich die Gelehrten. Ich bevorzuge folgende Definition, zumal sie von einer interdisziplinären Wissenschaftlergruppe verfasst wurde und so die fachtypischen Engeführungen vermeidet: 

"Globalisierung bezieht sich auf die Vielfältigkeit der Verbindungen und Querverbindungen zwischen Staaten und Gesellschaften, aus denen das heutige Weltsystem besteht. Sie beschreibt den Prozess, durch den Ereignisse, Entscheidungen und Aktivitäten in einem Teil der Welt bedeutende Folgen für Individuen und Gemeinschaften in weit entfernt liegenden Teilen der Welt haben. Globalisierung besteht aus zwei verschiedenen Phänomenen: Reichweite (oder Ausbreitung) und Intensität (und Vertiefung). Auf der einen Seite definiert der Begriff eine Reihe von Prozessen, die den größten Teil des Planeten umfassen oder die weltweit wirksam sind; das Konzept hat daher eine räumliche Komponente. Auf der anderen Seite bedeutet er auch eine Intensivierung der Interaktionen, Querverbindungen und Interdependenzen zwischen Staaten und Gesellschaften, die die Weltgemeinschaft bilden. Daher geht die Ausbreitung mit einer Vertiefung einher.... Selbstverständlich bedeutet Globalisierung nicht, dass die Welt politisch geeinter, ökonomisch integrierter oder kulturell homogener wird. Globalisierung ist ein in sich hochgradig widersprüchlicher Prozess, sowohl was seine Reichweite als auch die Vielfältigkeit seiner Konsequenzen angeht."

In diesem Kontext haben der Reiseverkehr und der Austausch von Waren und Dienstleistungen exponentiell zugenommen: Menschen und Nationen lernen sich kennen durch Austauschschüler, Händler, Bankiers, qualifizierte Arbeitskräfte, Wissenschaftler Besucher, reiche Kranke, die sich weltweit die besten Krankenhäuser und Ärzte zur Behandlung suchen, und natürlich Touristen. Gerade letztere sind in der aktuellen Visadebatte in den Mittelpunkt des Interesses gerückt und man tut derzeit so, als ob man das Rad zurückdrehen will. 

Will man das aber wirklich? Dazu nur eine Zahl, nämlich zu München: Allein in München lag im Jahr 2000 der touristisch bedingte Umsatz bei rund 6,4 Milliarden DM, was in München direkt und indirekt rund 68 000 Arbeitsplätze sicherte
. Es geht also um viel Geld und viele Jobs, und so forderte Roland Koch noch im Herbst 2004 mit Nachdruck von Außenminister Fischer, er möge das Reiseschutzpass-Verfahren auch auf China anwenden, weil Hessen sehr an chinesischen Touristen interessiert sei
. Mittlerweile ist ihm das höchst unangenehm und er weist darauf hin, dass in China ja nur 30 Millionen Menschen überhaupt Reisepässe haben. Nur: Auch dort gibt es Missbrauch und Mogeleien: So bekommen ausgewiesene Parteimitglieder und Agnostiker ein Visum, weil sie ihren Kindern angeblich den Papst zeigen wollen. Sodann steigt diese Zahl drastisch: Für das Jahr 2020 rechnet man schon mit 100 Millionen
. Und schließlich ist festzustellen, dass durchaus auch Chinesen ohne Reisepässe zunehmend ihren Weg nach Deutschland finden, z.B. ist dies in der Berliner Abschiebungshaft die seit Monaten am stärksten vertretene Gruppe.

Auch in der Zeit nach Volmer, Reiseschutzpass und Kiew wird eine Visapolitik für Deutschland und die Schengenstaaten gefangen sein in dem Dilemma zwischen dem Wunsch nach Sicherheit und Kontrolle einerseits, und der Notwendigkeit nach Austausch und Weltoffenheit andererseits. In einer Antwort der Bundesregierung an den Bundestag, die ausdrücklich zur Verteidigung hinsichtlich der Geschehnisse in Kiew, d.h. schon nach den Verhandlungen vor dem Kölner OLG, verfasst wurde, heißt es im Herbst 2004:

"Bei der Visumerteilung bewegen sich unsere Botschaften und Generalkonsulate in einem Spannungsfeld:

– Einerseits hat unser Land ein großes Interesse am regelmäßigen persönlichen Austausch mit dem Ausland, sei es aus wirtschaftlichen, kulturellen oder rein persönlichen Gründen. Dieses Interesse kommt auch in den sehr häufigen Schreiben von Mitgliedern aller Fraktionen des Deutschen Bundestages an das Auswärtige Amt (AA) oder deutsche Auslandsvertretungen zum Ausdruck, mit denen Abgeordnete die Anträge einzelner ausländischer Visa-Bewerber unterstützen.

– Andererseits müssen wir den zahlreichen Versuchen der illegalen Einreise

nach Deutschland und Europa effektiv begegnen und insbesondere unserer

inneren Sicherheit Rechnung tragen."

Offenheit wird auch weiterhin notwendig sein, wenn Deutschland als globaler Standort nicht Wettbewerbsnachteile riskieren will – und ich garantiere, dass es mächtigere Interessengruppen als Roland Koch gibt, die genau hier weiter auf Offenheit drängen werden.  

Stellen wir aber dennoch die rein hypothetische Frage: Wollte man Missbrauch einschränken: Kann man dies überhaupt? Niemand glaubt zunächst ernsthaft, man könne den Missbrauch legal zur Verfügung stehender Einreisemöglichkeiten verhindern. Und sodann gilt zu bedenken, dass allein die Masse an Reisebewegungen verhindert, dass jede einreisende Person, jedes Fahrzeug bei Grenzübertritt so kontrolliert werden kann, dass Missbrauch auch entdeckt werden kann. Dies weiß auch das Bundesinnenministerium. Im Rheinischen Merkur vom 11. Dezember 2003 war zu lesen:

Gabi Holtrup aus dem Bundesinnenministerium "räumte ... ein, dass trotz intensivierter grenzübergreifender Kooperation und mehr Geld für Personal und technische Ausrüstung eine lückenlose Kontrolle unmöglich ist. Holtrup: 'Natürlich wird nicht jedes Auto an einer Schengengrenze kontrolliert, sonst würde der Verkehr zusammenbrechen'." 

An dieser Stelle beende ich meine abstrakten Ausführungen und lasse es konkreter und anschaulicher werden. Ich will aus aktuellem Anlass ein wenig auf unsere Nachbarschaft eingehen, und zwar auf die Ukraine. Schließlich ist dieses Land aufgrund der Orangenen Revolution und des Visa-Untersuchungsausschusses des Deutschen Bundestages in den Bewusstseinskreis der deutschen Öffentlichkeit getreten. Freilich sehr zwiespältig: Zitterten wir an Weihnachten mit den "Helden in Kiew" scheint es inzwischen so zu sein, als bestünde die Ukraine doch zum großen Teil aus Menschenhändlern und Prostituierten. Was ist die Wahrheit.

'Pushfaktoren' in der Ukraine

Bei dem meisten, was ich nachfolgend sagen werde, stütze ich mich auf Aussagen, die ich unter ukrainischen 'Illegalen' während meiner Feldstudien in Leipzig und München gesammelt habe und worüber ich zwei umfangreiche Bücher und mehrere Artikel veröffentlicht habe
. Weil in einem Vortrag die Dinge eher knapp als umfassend, plakativ als differenziert dargestellt werden müssen, möchte ich auch auf meine dortigen Ausführungen verweisen wenn es darum ginge, sich über irgendwelche Aussagen zu streiten.

Bis 1989 herrschte in der Ukraine staatlich gelenkte und gestützte Vollbeschäftigung, nach dem Zusammenbruch des sozialistischen Systems konnte diese Wirtschaftsstruktur Markt und Wettbewerb nicht standhalten. Eine ungekannte Pleitewelle setzte unter den früheren Staatsbetrieben ein. Nach dem Zusammenbruch von ihrer Volkswirtschaft konnten die MOE-Staaten nur noch mit dem Pfund des Arbeitskräftepotenzials wuchern, und durch weitere Senkung von Lohn und Arbeitsstandards versuchte man verzweifelt Investoren anzulocken. Die kamen denn auch, aber deren Investitionen hatten keinen nachhaltigen Effekt auf die dortige ökonomische Aufwärtsentwicklung: Zwar ließen Investoren im Land Dinge produzieren, die Produktion richtete sich dabei aber nach den Interessen der Investoren, nicht denen des Landes. Durch diese Art von Investitionen entsteht aber industriepolitisch ein struktureller "Mischmasch", der die Entwicklung des Landes verhindert "und mit der Entwicklung auch die Entstehung" von "formellen Arbeitsplätzen". Eine derart "subalterne Integration in globale Wertschöpfungsketten deformiert die Ökonomie"

All dies trägt zum Wachsen der informellen Wirtschaft in den Transformationsländern bei: Besaß die informelle Wirtschaft auch schon vor 1989 überlebenswichtige Funktionen, um Regelungsversagen auf Seiten der Planwirtschaft auszugleichen, werden nun noch mehr Menschen in informelle Beschäftigungsverhältnisse gestoßen, um sich das schiere Überleben sichern zu können.  SEQ CHAPTER \h \r 1Dort sollen, so wurde 1997 geschätzt, 80% aller faktischen Einkommen am Staat vorbei erwirtschaftet werden und ihr Volumen soll 40-60% des Bruttosozialprodukts umfassen
. Das Wachstum der informellen Wirtschaft hängt auch damit zusammen, dass viele Menschen nicht in Geld, sondern Waren entlohnt werden und auf diese Weise Tauschzirkel zustande kommen.  SEQ CHAPTER \h \r 1So wurde mir beispielsweise von den Mitarbeitern einer Panzerfabrik berichtet, die ihrerseits keinerlei Probleme haben weil sie aus den Armierungsplatten Sicherheitstüren herstellen und bei betuchten Leuten gegen Geld bzw. Lebensmittel einbauen. Andere wurden in einer Zuckerfabrik mit Zucker bezahlt, andere erhielten Schrauben usw. Sicher mag man sagen, dass all dies notwendige und vorübergehende Transformationsprozesse auf dem Weg vom Sozialismus in eine Marktwirtschaft sind. Die strahlende Zukunft tröstet aber dann nicht, wenn man jetzt Hunger hat und arbeitslos ist. 

Ähnliches galt und gilt für alle im öffentlichen Sektor Beschäftigten, deren Gehalt nicht, verzögert oder nur teilweise gezahlt wird
: Zwar haben hier vergleichsweise viele nach der Wende ihren Job behalten, erhalten aber kein Geld. Mir wurde das damit erklärt, dass die Ukraine ihren Schuldendienst gegenüber den internationalen Organisationen oder westlichen Gläubigern dadurch abtrug, indem sie die Lohnauszahlungen für Mitarbeiter im öffentlichen Dienst einfach nicht auszahlte: Migranten erzählten mir, dass Lehrer, Ärzte, Krankenschwestern, Polizisten, Richter, Verwaltungsbeamte bis zu sechs, gar neun Monate keinen Lohn erhielten. Wer kein Geld erhält, handelt halt mit dem, was er verwaltet: Geburtsurkunden, Führungszeugnisse oder Pässe zum Beispiel. Natürlich gibt es Unterschiede, so werden z.B. Personen in den großen Städten, vor allem der Hauptstadt, natürlich besser und regelmäßig bezahlt als jene in den Provinzen. Je weiter man von Kiew weg ist, umso löchriger wird die öffentliche Zahlungsmoral.

Soziale Sicherung für Kranke, Arbeitslose und Rentner ist in der Ukraine klein geschrieben. In der Sowjetzeit gab es subventionierten Wohnraum und Lebensmittel, da kam man mit kleinen Gehältern und Unterstützungsleistungen aus. Solche Subventionen brachen aber weg, es wurden ortsübliche Mieten und Preise verlangt. Unter diesen Umständen sind dann Unterstützungsleistungen von 20-50 Euro im Monat auf einmal zu wenig zum Leben und zu viel zum Sterben. Lediglich vor Wahlen gibt es regelmäßige Auszahlung und gar Erhöhungen – der letzte, der dies versucht hat, war die Regierung Janukowitsch im Präsidentschaftswahlkampf 2004 – ihm hat es allerdings nichts mehr geholfen
. 

Eine weitere Folge der öffentlichen Zahlungsmoral ist Korruption: Sie können sich denken, dass Verwaltungsbeamte, Richter, Polizisten, Grenzschützer, Lehrer, die keinen Lohn erhalten, sich und ihre Familien anderweitig ernähren müssen. Also Korruption. 

Und hier kommt eine weitere Erbschaft des Sowjetsystems zum Tragen: Mafiöse Strukturen zwischen ethnischen Verbrecherclans, Geheimdienst und lokaler Verwaltung. Letztlich hören Menschen auf diejenigen, die ihnen Geld und Brot versprechen oder gar faktisch geben und/oder die ihnen zum Recht verhelfen, wenn man Hilfe braucht. Und in vielen Gegenden der Ukraine ist dies eher die Mafia als der Staat, weswegen sich die Bürger über Kleinigkeiten wie Schutzgelderpressung als eine Art Parallelsteuer gerne auch mal hinwegsetzen. Dies sind  - im gewissen Sinne – wenigstens berechenbare Zustände, und solange sie nicht ausufern arrangiert man sich eben.

In einem solchen Kontext sind vor allem Haushalte entscheidende Knotenpunkte, in denen versucht wird, soziale Sicherheit unter unsicheren Umständen herzustellen. Materielle Zuwendungen, Dienstleistungen, Informationen, Einkünfte aus formeller und informeller Arbeit ergeben, in Ergänzung mit vielleicht noch rudimentär vorhandenen staatlichen Leistungen, einen spezifischen und oft von Familie zu Familie verschiedenen "Wohlfahrtsmix"

Und doch: Sie haben sicherlich im Hinterkopf behalten, wie wichtig Bargeld dort ist, wo weder Sozialstaat noch Rechtsstaat existiert. Mit Geld besticht man Lehrer und Professoren, die sich so eine gute Note oder einen Studienplatz an der Universität zahlen lassen, man zahlt Ärzte für die schnellere und bessere Behandlung, Krankenhäuser verlangen Geld für jeden Tag, den man dort liegt, Behörden verlangen Gebühren ebenso wie die Mafia, um erforderliche Dienstleistungen zu bekommen usw. Wer Geld, womöglich in harter Währung, hat, ist gut dran, wer keines hat, ist verloren. 

Wie kommt man aber an Geld? Die informelle Parallelwirtschaft bietet nur begrenzte Verdienstmöglichkeiten. Und genau hier eröffnen 'Globalisierungsprozesse' Exit-Strategien und Aus-Wege: Die wirtschaftlich gewollte Integration von Gesellschaften und Märkten hat durchaus Auswirkungen auf die legale und illegale, vorübergehende und dauerhafte Migration von Menschen: Und so ist auch illegale Migration aus den GUS Staaten faktischer und unlösbarer 'Bestandteil des Globalisierungssystems' – auch illegale Migration aus der Ukraine. Massey und Kollegen schreiben im Hinblick auf die europäische Ost-West Migration:

"In general, the more integrated a country is into Western markets, the higher the rate of out-migration, so that mobility is greatest in Poland, followed by Lithuania, and finally Ukraine." Und so ist zu beobachten: "...settled communities of Eastern Europeans have begun to form in Western cities, creating a new social infrastructure capable of sponsoring the arrival and integration of later waves of emigrants"

'Sogfaktoren' in Deutschland

Hinzu kommt, dass die Globalisierung in Deutschland eine Nachfragen nach diesen Menschen schafft. Etwa in der Bauindustrie, wo viele Firmen im deregulierten Wettbewerb gar nicht mehr mithalten könnten: Bestimmte Bauaufträge müssen inzwischen EU-weit ausgeschrieben werden, d.h. Anbieter aus Italien und Portugal können aufgrund der dort wesentlich niedrigeren Lohnkosten günstigere Gebote einreichen als deutsche Firmen, die vergleichsweise hohe Löhne zahlen müssen. Also versucht man auch hier auf verschlungenen Wegen, und Subunternehmen sind hier das Mittel, die Lohnkosten zu drücken, indem man neben den legalen Stammarbeitern auch Schwarzarbeiter und illegale Ausländer beschäftigt. 

Neben dem Bau findet man 'Illegale' auch in anderen arbeitsintensiven Branchen, die nicht in Billiglohnländer ausgegliedert werden können, sondern wo man im Landesinneren Billiglohnzonen herstellen muss, wenn man mithalten will: Hotel- und Gastronomie, Reinigung, Landwirtschaft. Und natürlich in Haushalt und Pflege. Klar, es gibt 5 Millionen Arbeitslose in Deutschland, aber man kann diese nicht gegen die 'Illegalen' einfach aufrechnen. Zur Zeit jedenfalls tun diese Menschen Jobs zu Bedingungen, zu denen Deutsche nicht bereit wären zu arbeiten. Das kann sich zwar noch ändern, wenn unsere Arbeitsmarktreformen weiter vorangetrieben werden und dann auch Deutsche durch Kürzung und Konditionierung von Sozialleistungen in einen Niedriglohnsektor gedrängt werden, indem solche Jobs auch für sie als zumutbar erklärt werden. Nicht umsonst haben die USA mit ihrem hohen Niedriglohnsektor einen sehr geringen Anteil an der Schattenwirtschaft. Bis es aber so weit ist (und es ist dann immer noch fraglich, ob dies in Europa durchsetzungsfähig ist) gilt es vorsichtig zu sein mit Pauschalvorwürfen
. 

Die Menschen, um die es geht

Was nun sind aber die Gesichter hinter den Zahlen? Es folgen zwei konkrete Beispiele aus meiner Feldarbeit.

Erstes Beispiel: Ukrainischer Akademiker, 30 Jahre, verheiratet, ein Kind, findet keinen Job gemäß seiner Ausbildung. Jobbt zunächst innerhalb der Ukraine und anderen GUS-Staaten herum und lernt dabei einen Deutschen Ingenieur kennen, der in der Ukraine Pipelines verlegt. (Sicher hätten das ukrainische Firmen auch gekonnt, aber auch hier ein Beleg für die Globalisierung: Die Deutschen hatten einfach das bessere und billigere gebot). Von dem Deutschen wird er eingeladen, er besucht ihn mit einem Besuchervisum, nützt Besuch zur Arbeitssuche, findet Arbeit auf dem Bau, beginnt schwarz zu arbeiten und ist ab sofort illegal da er die Bedingungen des Besuchervisums bricht. Mit dem Geld unterstützt er aber seine Familie und Eltern, konkret: Die TB Behandlung seiner Frau, den Schulbesuch seiner Kinder und der seines Bruders. Er pendelt ab sofort mit Touristenvisa hin und her, er kann seinem Bruder, einem arbeitslosen Feinmechaniker, auch eine Schwarzarbeit in Deutschland vermitteln, was die Familie finanziell sicherstellt. Konkret: Die Mastercard illegale Migration hat sich für diese Familie zumindest in den Jahren 1995-1998 ausgezahlt.

Zweites Beispiel: Eine Bankangestellte in einer kleineren Stadt in der Westukraine. Sie ist verheiratet, ihre Kinder sind 25, 23, 20 und 14 Jahre alt. Die drei ältesten Kinder studieren in Lviv, dies alleine ist schon kaum zu finanzieren wegen der Gebühren und Lehrmittel. Dann wurde der Mann nervenkrank und musste neurochirurgisch operiert werden. Theoretisch wird die Operation in der Ukraine von der Versicherung gezahlt, praktisch muss man aber, wenn man eine gute Operation mit den guten Ärzten und anschließend eine gute Pflege will, bar bezahlen. Um dies tun zu können, lieh sie sich Geld zu hohen Zinsen, dadurch verschuldete sie sich hoch. Dann ging die Operation schlecht, der Mann wurde arbeitslos und als Invalide eingestuft. Dies brachte ihm eine monatliche Rente von umgerechnet 15 Euro ein. Sie wohnen zudem in einem privaten Haus außerhalb der Stadt, der Unterhalt desselben ist teuer. Als die älteste Tochter mit dem Ökonomiestudium fertig war, fand sie keine Anstellung und ging nach Deutschland, wo bereits eine Nachbarin aus dem Ort (schwarz-)arbeitete. Sie war die erste aus der Familie, die illegal nach Deutschland kam, aber das war nötig, um die Behandlung des Vaters zu finanzieren. Als die finanziellen Belastungen immer größer wurden, holte die Tochter die Mutter und deren Schwester nach und sie wechseln sich mit Geldverdienen in Deutschland und Pflegearbeiten zu Hause ab. Dies war mithilfe des Reisebüroverfahrens problemlos möglich: Man pendelte und wechselte sich mit der Versorgung der Putzstellen ab. Inzwischen wurde auch die Großmutter krank, das Geld immer nötiger.

Den Akademiker traf in ich Leipzig, die Bankangestellt in München, beide kamen aus der selben Region der Ukraine, aus der Nähe von Iwano Frankivsk. Die Gründe, warum der eine nach Leipzig, die andere nach München kam, hat viele Gründe und hängen mit historischen Verbindungen ebenso zusammen wie mit der Nachfrage auf dem Arbeitsmarkt (Leipzig Bau, München Haushalt) oder dem Wissen, welches innerhalb der privaten Netzwerkstrukturen dieser Familien- und Nachbarschaftsgruppen vorhanden ist
. Darüber hinaus traf ich durchaus auch Personen, z.B. Deutsch- und Geschichtslehrer, die nach der Wende endlich einmal als Touristen sehen wollten was ihnen die ganzen Jahre zuvor verschlossen war. Dass sie später dann doch als Schwarzarbeiter wieder nach Deutschland kamen, hing nicht ursächlich mit der Reisefreiheit zusammen, sondern war ein Produkt komplexer Überlegungen und Möglichkeiten, etwa der Zahlungsmoral des öffentlichen Sektors in der Ukraine, vorhandener Verdienstmöglichkeiten in Deutschland UND dann natürlich auch der offen stehenden Reisemöglichkeiten.

Eine nüchterne Zahl zur Abrundung: Arbeitsmigration ist ein Massenphänomen für die Ukraine. Bei einer Gesamtbevölkerung von 48 Millionen wird geschätzt, dass zwischen 5 und 7 und 10 Millionen Ukrainer illegal im Ausland arbeiten. Ich persönlich kenne aus den Erzählungen 'Illegaler' Beschäftigungsverhältnisse in allen EU-Ländern, aber auch in Israel und Rußland. In bestimmten Gegenden gibt es kaum ein Dorf, und innerhalb bestimmter Dörfer kaum mehr einen Haushalt, wo kein 'Entsendeter' irgendwo im Ausland für die Familie arbeitet
.

Verschiedene Bewertungen möglich

Diese globalisierungsbedingten migrationssystematischen faktischen Verbindungen zwischen Herkunfts- und Zielländern können unter ganz verschiedenen Perspektiven analysiert und bewertet werden. 

Zunächst einmal kann man angesichts dessen, was sich zwischen der Ukraine und Deutschland abspielt, spitz formuliert sagen: Es ist zum großen Teil so, dass dort der Markt zuerst Menschen freisetzt, und dann bringt er hier neu Menschen und Jobs zusammen. Natürlich gibt es auch Menschenhandel und Zwangsprostitution, aber dies macht meiner Einschätzung nach, und Polizisten stimmen mir da in der Regel zu, wenn man sie inoffiziell und ohne namentlich zu zitieren fragt, lediglich 20% des illegalen Migrationsgeschehens aus, der Rest geschieht innerhalb privater und kommerzieller Strukturen: Sie erinnern sich: Keiner meiner Beispielfälle kam mit Schleusern nach Deutschland, keiner wäre gekommen, wenn er nicht schon zuvor über persönliche Beziehungen nach dort verfügt hätte, die Hilfe bei Reise und Erstorientierung geboten haben.

Natürlich geht es auch in den von mir geschilderten Fällen um strafrechtlich relevante Sachverhalte. Illegale Migration, unerlaubter Aufenthalt und unerlaubte Arbeitsaufnahme stehen unter Strafe. Zweierlei ist aber vor allem zu bedenken:

Zum ersten: Wenn Sie sich die Lebensumstände der Menschen nochmals in Erinnerung rufen, fragen Sie sich doch mal das, was ich mich stets frage, wenn ich die Geschichten und Beschreibungen dieser Menschen höre: Würde ich nicht auch, wenn ich in solchen Umständen leben muss, alles auf eine Karte setzen? Denn egal, was mir blüht: Zu Hause weiß ich sicher, dass ich auf absehbare Zeit keine Chance auf eine Verbesserung meiner Lage habe. Das Migrationsprojekt gibt mir wenigstens eine Chance auf eine bessere Zukunft – die Hoffnung stirbt bekanntlich stets zu letzt! 

Zum zweiten: Versteht man unter Kriminalität die vorsätzliche Absicht, Anderen Schaden zuzufügen, dann muss man mit solchen 'Überlebensstraftaten' vorsichtig sein. Die Mehrzahl der Illegalen will 'ehrliche Arbeit' und Geld verdienen. Mehr nicht.  Und selbst wenn dieseR und jeneR gezwungen ist, Lebensmittel zu stehlen weil ihnen der Lohn vorenthalten wird so fällt dies unter Bewertungshorizonte, die wir im Rheinland schon mal nach dem zweiten Weltkrieg hatten: Dort hat die Kölner Bevölkerung im Winter Kohlen gestohlen, die eigentlich für Reparationszahlungen an Großbritannien bestimmt waren. Diesen Diebstahl hat der Kölner Kardinal Frings seinerzeit gebilligt und entschuldigt, weil existenzielle Not immer über dem Eigentum steht – daher auch der Ausdruck 'fringsen'. In vielen Fällen kann man, was illegale Migranten und ihre Familien betrifft, hier durchaus Parallelen ziehen.

Das alles hat also recht wenig mit der Kriminalität zu tun, die im Zusammenhang des Visa- Untersuchungsausschusses und Menschenhändlerprozesse immer wieder angesprochen wird. Vieles von dem, was dort diskutiert wird, kann auch als kommerzielles Geschäftsgebaren in der Schattenwirtschaft verstanden werden: Man sucht eine Dienstleistung zur Verwirklichung seiner Ziele, also des illegalen Migrationsprojekts und man erhält es zum marktüblichen Preis. Man wird dabei weder ausgebeutet noch übers Ohr gehauen, da man erhält, wofür man zahlt. Im Übrigen sprechen auch die Fakten gegen die Zunahme an ukrainischen Prostituierten und Kriminellen im Zuge des Reisebüroverfahrens und Volmer-Erlasses. Alle Statistiken, die bislang auf dem Tisch liegen, können einen Anstieg an schwerer Kriminalität nicht belegen
. 

DASS Kriminalität in dieser Debatte eine so große Rolle spielt, wird nicht bestritten. Nur, dass es einen so dominanten Anteil am illegalen Migrationsgeschehen insgesamt hat. Dass die Politik dies so darstellt, liegt u.a. an den Quellen, auf die sich Politik und Medien bevorzugt beziehen: Berichte und Analysen von Polizei- und Sicherheitsdiensten, Differenzierungen und Relativierungen, die die Fachleute in diesem Kontext treffen, werden dabei allzu oft ignoriert: So wurde Hauptkommissar Lars Rückheim, Autor des viel zitierten "Wostok"-Berichts, gefragt "wie hoch der Anteil der Schwarzarbeiter oder zu Zwangszahlungen Erpressten unter den mit illegalen Visa Eingereisten war.... Er gehe nicht davon aus, dass sämtliche mit gefälschten Visa ausgestatten Eingereisten eine illegale Beschäftigung im Sinn gehabt hätten, sagte er lediglich".
 

In der Tat sollte man ruhig davon ausgehen,

· Dass – wie oben schon erwähnt – unter den hunderttausenden Visaantragstellern tatsächlich auch Touristen waren, die sich nach Jahren der Isolation endlich einmal die "Bürgen am Rhein" (SPIEGEL) anschauen wollten,

· Dass viele der Eingereisten nicht im Land blieben, sondern wieder zurückreisten

· Dass missbräuchliche Visa auch von Botschaften und Konsulaten anderer Schengestaaten organisiert werden konnten,

· Dass eine große Zahl illegal eingereister Menschen 'ihre' falschen Papiere über den Schwarzmarkt organisierten, ohne überhaupt mit einer Botschaft in Kontakt zu sein. Immerhin werden dort auch Visa gehandelt, die irgendwo im Schengeraum oder einer Vertretung solcher Länder per Diebstahl geklaut wurden – auch dabei handelt es sich um fünfstellige Größenordnungen
.

Noch einige abschließende Stichworte: Für die Ukraine ist dieser Zustand mehrfach gut: Die Arbeitslosen lungern zu Hause nicht herum, man muss keine Sozialausgaben bezahlen, die Familien werden ernährt, Schulbesuch der Kinder ermöglicht, eine Krankenhausbehandlung wird auch tatsächlich gezahlt (was das Personal freut), durch Investitionen vor Ort kommt Hausbau und anderer kleiner Business zustande, der Staat kassiert durch die Rücküberweisungen wertvolle und dringend benötigte ausländische Devisen usw. Stichwort 'Brain Drain': Was bringt es, arbeitslose, unterbezahlte und unterbeschäftigte Akademiker auf der Straße sitzen zu haben, wenn sie so wenigstens harte Devisen verdienen können??

Auch für Deutschland gibt es Vorteile im Jetztstand: Es gibt kaum eine Ausländergruppe, die aus Angst vor Auffallen und Enttarnung so angepasst und strafrechtlich unauffällig ist wie die Illegalen, wie im Anhang  Auszüge aus den Polizeilichen Kriminalstatistiken von Leipzig, München und Berlin belegen. Zudem kann man an der Entwicklungshilfe sparen, weil ja auch die Gelder, die per Rücküberweisungen nach Osten fließen, diese Funktion haben, viele Jobs, die sonst nicht getan würden, finden Arbeitskräfte, der 'Pflegenotstand', der aufgrund der demographischen Entwicklung bei chronischen Engpässen der Pflegeversicherung und dem Fehlen von Fachkräften zunehmend akuter wird, verzögert sich, Doppelverdienerfamilien sind organisatorisch handhabbar, Oma Krause kann zu Hause bleiben und muss nicht ins Pflegeheim, der Spargel bleibt ebenso billig wie die Erdbeeren usw.

Das Vorstehende bestreitet natürlich nicht, dass die Schattenwirtschaft in Deutschland ein volkswirtschaftliches Problem größten Ausmaßes ist – keine Frage. Das Volumen von über 300 Milliarden Euro pro Jahr ist alarmierend. Aber zum ersten: 'Illegale' haben daran einen sehr geringen Anteil – Schätzungen sprechen für 2001 von einer Größenordnung von 13 Milliarden Euro bei einem Schattenwirtschafts-Gesamtvolumen im Jahr 2001 von 329,5 Milliarden Euro
. Entsprechend gilt zweitens: Will man die Schattenwirtschaft bekämpfen, dann muss der gesamte Sektor unter die Lupe genommen werden – und der Großteil der Schwarzarbeit wird von Deutschen und anderen Legalen erbracht, nicht von 'Illegalen'.

Das Vorgesagte belegt m.E. auch hinreichend, dass nachhaltige Veränderungen nicht von Deutschland alleine durchgeführt werden können, sondern auch die Akzeptanz der Herkunftsländer und der Migranten verlangt: Wird diese nicht erreicht, werden Maßnahmen, die Deutschland (oder die EU) treffen, weiterhin unterlaufen werden.

Perspektive:

Kann das so bleiben? Natürlich nicht. Und zwar abgesehen von der Frage der Menschenwürde und der Menschenrechte, die Illegalen faktisch vorenthalten werden weil für sie gilt: Sie haben Rechte, können sie faktisch aber nicht in Anspruch nehmen.

Der Jetztzustand hat weitere Probleme, wenngleich diese in der breiten Öffentlichkeit, da unsichtbar, nicht bekannt sind,  z.B.

· Unfälle, 

· Überangebot an Arbeitssuchenden, die sich Konkurrenz machen und Löhne drücken.

· Ausbeutung

· Anwachsen krimineller Strukturen im rechtsfreien Raum

· ein Stau aufgrund mangelnder Ausreise- und Pendelmöglichkeiten, da Leute nicht mehr ausreisen können oder wollen und Heimatbezug verlieren.

Konkretes Beispiel der Ukrainer fortgesetzt:

Zunächst zu unserem Akademiker: Da es ab 1998 immer mehr Konkurrenz in der Leipziger Baubranche gab, sanken die Löhne bei steigender Zahl der Lohnvorenthaltung. Ausbeutung wurde leichter, da geleistete Arbeit mit Vorschüssen und Versprechungen abgespeist werden konnten. Er selbst hatte Lohn-Außenstände von über 5000 Euro nicht erhalten, wurde 1999 bei einer Razzia verhaftet und abgeschoben. Seither sitzt er zu Hause weil ihm das Geld fehlt, einen neuen Pass zu kaufen um seinen Arbeitsplatz in Deutschland wieder aufnehmen zu können. Sein Bruder erkrankte an Tuberkulose und wäre beinahe  gestorben da seine fällige Krankenhausbehandlung aus Angst vor einer Verhaftung immer wieder verschoben wurde. Und so kam es auch: Als er dort schließlich eingeliefert wurde, wurde er verhaftet, in einem Haftkrankenhaus transportfähig gepflegt und dann abgeschoben. Die Folge für die Familie: Die Frauen mussten nun zum Putzen nach Polen und Orangenernte nach Israel, er selbst und sein Bruder erziehen nun die Kinder. 

Unsere Bankangestellte: Schon 2002 wurde es spürbar schwieriger und teurer, das Touristenvisum zu bekommen, dadurch sanken die Pendelmöglichkeiten, denn: Wer ausreiste hatte Angst, sich die Wiedereinreise pünktlich genug erlauben zu können, so dass der Arbeitsplatz bedient werden kann. Also überlegten sich die drei Frauen, lieber in Deutschland zu bleiben und sogar noch den der Familie nachzuholen. D.h. die Familie richtete sich darauf ein, in zwei Zellen permanent getrennt zu leben – bis Pendeln vielleicht wieder leichter möglich sein wird.

Was tun?

Gute Frage. Die Überschrift war: Illegale Migration ist die Mastercard des armen Mannes. Dabei sind wohl nur die wenigsten 'Illegalen' gerne hier – so schön ist Deutschland nun auch wieder nicht. Dies passt zu der Aussage von Papst Johannes Paul II der sehr richtig zum Tag des Migranten 2004 sagte: Primär ist das Recht des Menschen, nicht emigrieren zu müssen!

Die Frage des "Was tun" hat viele Ebenen, wo angesetzt werden kann. Gerade die entscheidenden Fragen der Ursachenbekämpfung sind so komplex, dass einzelne überfordert sind, denn die Frage nach der 'richtigen' Entwicklungshilfe oder dem Umgang mit der Schattenwirtschaft beschäftigt uns ja schon seit Jahren ohne dass es zu deutlichen Erfolgen gekommen wäre. 

Entsprechend hoffe ich, dass die Katholische Kirche und der Rat für Migration mit ihrem Manifest und der Auftaktveranstaltung zur Jahrestagung Illegalität ein wenig Bewegung in die Dinge bringen konnten: 

In einem Manifest, welches von derzeit 378 Unterzeichnern mitgetragen wird, wurde parteien- und gruppenübergreifend zum Ausdruck gebracht, dass in Deutschland die Zeit für eine umfassende und differenzierte Diskussion des Problemkomplex Illegalität jenseits der traditionellen Gräben Tabuisierung und Kriminalisierung dringend erforderlich ist. Unter den Unterzeichnern befinden sich über 100 Politiker, darunter auch die Oberbürgermeister von Leipzig, München, Nürnberg, Augsburg, Stuttgart und Gelsenkirchen, 20 Richter und Staatsanwälte, 60 Repräsentanten der Religionsgemeinschaft und kirchlicher Verbände, 60 Wissenschaftler sowie die Spitzen der Wohlfahrtsverbände, von Flüchtlingsräten, Menschenrechts-NGOs, Künstler und Medienvertreter. Manifest und Unterzeichnerliste werden von der "Frankfurter Rundschau" als "fast ein Wunder und für Deutschland ein historisches Novum bezeichnet. Denn bisher ist es selbst bei weniger prekären ausländerpolitischen Themen kaum gelungen, so viele prominente Namen zusammenzubringen" [2.3.2005] Auch mir scheint Manifest und Unterzeichnerliste aus folgenden Gründen bedeutsam:

1. Erstmalig wird für Deutschland öffentlich sichtbar, auf welch breiter fachlicher und gesellschaftlicher Basis über das Thema bereits nachgedacht wird und wie viele bereit sind, sich in einen differenzierten Diskurs einzubringen. Es wird deutlich, dass es ein großes Reservoir an Expertise gibt, um die drängenden Fragen zu bearbeiten: Rechtliche Fragen können beispielsweise angegangen werden mit ehemaligen Justizministern, Verfassungsrichtern, Anwälten, Professoren, Fragen der Entwicklungszusammenarbeit mit den Entwicklungspolitikern in Parlament und Parteien, staatlichen Entwicklungsorganisationen, kirchlichen Hilfswerken und Wohlfahrtsverbänden. Weitere Beispiele können Sie der umfangreichen, Ihnen vorliegenden Liste der Unterzeichner entnehmen. Auf dieses Reservoir werden wir in den kommenden Jahren, wenn wir die Jahrestagung Illegalität veranstalten, gerne zurückkommen.

2. Eine Vernetzung der Fachleute, Institutionen und Verbände wird einfacher, wenn nun öffentlich ist, wer das Manifest unterzeichnet hat. Wenn beispielsweise eine Kommune in Zusammenarbeit mit Wohlfahrtsverbänden und Ärzten vor Ort die medizinische Versorgung 'Illegaler' verbessern will, kann leichter auf Erfahrungen an anderen Orten zurückgegriffen werden. Diese Vernetzung soll durch das Katholische Forum Leben in der Illegalität unterstützt werden, ich hoffe aber auch, dass vieles nun eine Eigendynamik ohne unser Schieben und Kurbeln erhält – das ist ja Sinn der Sache einer solche Veröffentlichung!

3. Schließlich ist dieses Manifest ein klares Signal an alle, die die Probleme  verschweigen oder mit einfachen Lösungen operieren wollen. An sie ergeht die Einladung, sich am entstehenden Diskurs zu beteiligen.

Gelingt der Ausbruch aus der Tabu- und Kriminalitätsecke, dann wird als nächstes hoffentlich gelingen, einen Wettkampf kluger Köpfe und alternativer Konzepte in Gang zu bringen, sodass Deutschland auch hier endlich den Anschluss an die internationale Debatte erzielt – oder vielleicht eine Führungsposition einnimmt. Man soll ja seinen Optimismus nicht verlieren.

Schluss

Illegale Migration als Kreditkarte des armen Mannes? Ich hoffe, es wurde deutlich, dass Menschen in der heutigen Welt Möglichkeiten, die sich ihnen und ihren Familien bieten, nützen. Je nachdem, unter welchen Umständen sie leben, können sie es sich nicht leisten, die Aufenthalts- und Arbeitgesetze von  Zielländern über ihre eigenen existenziellen Bedürfnisse zu stellen. Illegale Migration und alles, was ein solches Projekt ermöglicht, ist deshalb in der Tat die Mastercard der Armen, die ihnen flexibel und grenzübergreifend Türen öffnet, die sonst verschlossen blieben.

Wenn wir diesen 'massenhaften Missbrauch' verhindern wollen, müssen wir aufhören, über Symptome zu diskutieren, sondern uns den Ursachen zuwenden. Hier passt mein Lieblingszitat aus dem hochgeheimen ("Verschlusssache-amtlich geheimgehalten") BND Bericht "Illegale Migration nach Europa", wo es in den Schlussfolgerungen heißt:

Die Hauptursachen der weltweiten Wanderungsbewegungen werden auch in nächster Zukunft bestehen bleiben. ... Angesichts solcher Perspektiven sind die europäischen Staaten aufgerufen, ein umfassendes multilaterales Migrationskonzept zu entwickeln. Die Verstärkung der Grenzsicherung kann nicht die einzige Antwort auf den wachsenden Migrationsdruck sein. Über die bloße Abschottung hinaus muß die Zuwanderung so weit wie möglich gesteuert werden. ... Ohne den Abbau der Push-Faktoren ist die Bekämpfung der weltweiten Wanderungsbewegungen ... zum Scheitern verurteilt. Armut, Unterdrückung in den Ausgangsländern müssen schrittweise verringert, (Bürger-)Kriege möglichst verhindert oder beendet werden. Verstärkte humanitäre Maßnahmen und Entwicklungshilfe sowie eine weitere Öffnung der EU-Märkte und Zollerleichterungen können dazu einen Beitrag leisten. Die globale Dimension der Migrationsproblematik erfordert darüber hinaus eine verstärkte Kooperation der Industriestaaten weltweit. [BND 2001, a.a.O., S.95f., Herv.i.T.]

All dies erfordert aber auch von den einzelnen Staaten, Souveränität auf supranationale Strukturen zu übertragen und so zu kooperieren, wie dies Wirtschaft, Finanzwelt und Organisiertes Verbrechen schon lange tun und prächtig daran verdienen.

Wie auch immer: Bis hier nachhaltig wirksame Veränderungen zum Jetztstand greifen können, werden wir uns noch sehr lange mit dem Problem aufenthaltsrechtlicher Illegalität herumschlagen müssen – falls wir es in der globalisierten Welt überhaupt jemals werden beseitigen können. Ich glaube nicht. Es wird immer Menschen geben, die aus Neugier, aus Existenznot, aus Sehnsucht nach Familie oder aus Unzufriedenheit mit ihrem aktuellen Lebensstandard anderswo eine Verbesserung für sich und ihre Angehörigen suchen werden. Die Welt ist nicht so, wie wir Deutsche sie gerne hätten – sie ist viel komplexer. Zu dieser Wirklichkeit müssen auch die einzelnen Bürger erst erwachen.

Anhang

Datenmaterial zur "Kriminalität Illegaler" 

Datenmaterial zu Aufgriffen 'Illegaler' der Polizeilichen Kriminalstatistik (PKS) in Leipzig, München und Berlin. Nackte Zahlen als solche sind aber wenig aussagekräftig. Ein Beispiel
: 

	
	Leipzig
	München
	Berlin

	
	1999
	2000
	2001
	1999
	2000
	2001
	1999
	2000
	2001

	Verstöße gegen strafrechtliche Nebenbestimmungen 
	1748
	1275
	641
	2681
	2479
	3118
	7797
	6950
	7368

	Dar. Verstöße gg. Asylverfahrens- und Ausländergesetz
	1735
	1261
	630
	2655
	2450
	3080
	7704
	6861
	7311


	
	Leipzig
	München
	Berlin

	
	1999
	2000
	2001
	1999
	2000
	2001
	1999
	2000
	2001

	Fälschungs- und Vermögensdelikte
	111
	121
	90
	303
	270
	316
	1728
	1569
	1740

	Dar. Urkundenfälschung 
	80
	87
	68
	228
	211
	259
	1127
	1031
	1254

	Diebstahl ohne erschwerende
	96
	90
	64
	101
	106
	109
	687
	634
	633

	Dar. Ladendiebstahl
	75
	73
	50
	61
	56
	62
	487
	447
	466

	Diebstahl unter erschwerenden Umständen
	30
	36
	39
	50
	34
	31
	360
	289
	215

	Rohheitsdelikte und Straftaten gegen die persönliche Freiheit
	24
	28
	20
	46
	42
	34
	365
	339
	286

	Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung
	3
	2
	1
	8
	15
	29
	23
	16
	17

	Straftaten gegen das Leben 
	1
	0
	2
	1
	1
	4
	7
	9
	12


Aus den beiden Tabellen wird deutlich, dass 'Illegale' in den Kriminalstatistiken vor allem mit Delikten auftauchen, die mit dem illegalen Aufenthalt als solchem zusammenhängen (Verstöße gegen Asylverfahrens- und Ausländergesetz) sowie Delikten, die zur Sicherung einer illegalen Existenz gedeutet werden können (Urkundenfälschung und Ladendiebstahl).
� Vortrag gehalten am 10.3.2005 im Rahmen einer Abendveranstaltung des Forums der Jesuiten, Berlin-Charlottenburg.


� Zitiert auf S. 81 von: Parnreiter, Chr. (2001) Die Mär von den Lohndifferentialen. Migrationstheoretische Überlegungen am Beispiel Mexikos. In: IMIS Beiträge, Institut für Migrationsforschung und Interkulturelle Studien, Osnabrück, Heft 17/2001, S. 55-92


�McGrew in: Die Gruppe von Lissabon (1997) Die Grenzen des Wettbewerbs - Die Globalisierung der Wirtschaft und die Zukunft der Menschheit. München: Luchterhand, S. 50. Diese Definition vermeidet die allzu oft vorkommende Konzentration auf wirtschaftlich-finanzielle Prozesse: Sie ist offen genug, um der Tatsache Rechnung zu tragen, dass die globale Integration zwar wesentlich von wirtschaftlich-finanziellen Prozessen vorangetrieben wird, aber auch über Migration (und zwar nicht nur Arbeitsmigration, von der etwa in dem Schlussbericht der Enquete-Kommission "Globalisierung der Weltwirtschaft - Herausforderungen und Antworten" Bundestagsdrucksache 14/9200, Kapitel 4, mehr oder weniger ausschließlich die Rede ist) sowie über ökologische, kulturelle, militärische und kriminelle Interaktionen und Einflüsse erfolgt [Alt 2003, a.a.O., S. 348f.]


�Stadt München (2001b), Münchener Jahreswirtschaftsbericht 2000. Referat für Arbeit und Wirtschaft, Juli 2001, S. 25f. 


�"Koch wünscht mehr Visa für China", tageszeitung 21.2.2005


�Bezüglich der über den Tourismus potenziell vorhandenen Dimensionen für unerlaubte Zuwanderung nach Europa insgesamt machen sich inzwischen selbst Banken ihre Gedanken. So heißt es etwa im Wochenbericht der Bank Julius Bär (Nr. 20 vom 30.5.2002) anlässlich der Lockerung der Ausreisebeschränkungen für Touristen in China: 





"Das führt gelegentlich zu kuriosen Blüten: Ein Agnostiker und eingeschriebenes Mitglied der kommunistischen Partei erhielt das italienische Visum in Peking nur mit der Begründung, er wolle seinen Kindern den Papst zeigen! Im Jahr 2000 reisten 'nur' 10 Millionen Festlandchinesen geschäftlich oder als Touristen ins Ausland. Peking selbst rechnet jedoch damit, dass es 2020 etwa 100 Millionen sein werden. Wird der Westen ... darauf vorbereitet sein? ... Es reizt zu fragen, was passiert, wenn Millionen chinesischer Touristen von, sagen wir, Europa derart fasziniert sind, dass sie einfach bleiben? In den ASEAN Randstaaten Chinas ist die illegale chinesische Zuwanderung schon heute ein tägliches Problem" [S. 5].


� "Antwort auf die Große Anfrage "Richterlich geäußerter Verdacht der Förderung der Schleuser-Kriminalität durch die Bundesregierung", Bundestagsdrucksache 15/3670 vom 2.9.2004, S. 7


� Illegal in Deutschland (1999) und Leben in der Schattenwelt (2003), beide von Loeper Verlag, Karlsruhe. Ebenso Ausarbeitung "Beispielhafte Präsentation der Lebenssituation in einem Herkunftsland: Der Ukraine", zum Download eingestellt unter <www.joerg-alt.de/politisches/visa/Visa.html>


� Altvater/Mahnkopf, (2002) Globalisierung der Unsicherheit - Arbeit im Schatten, schmutziges Geld und informelle Politik. Münster: Verlag Westfälisches Dampfboot, S. 163


� OECD (1997) Foreign Direct Investment in Ukraine (FDI). Paris , Dokument Nr. OCDE/GD(97)166.


�Die Gründung eines eigenen business kann sich unter den Bedingungen der Transformationsstaaten (vor allem mangelnde Rechtssicherheit) kaum jemand leisten, da nur wenige die nötigen 'Nebenkosten' für die Gründung (Bestechung für Genehmigungen) oder den Betrieb (Schutzgelder) aufbringen. Für einen ausländischen Investor rechnen sich solche Nebenkosten angesichts der niedrigen Lohn- und Produktionskosten wieder.


� "Das Donbass bleibt rot". Reportage, tageszeitung vom 29.10.2004


�Vgl. Altvater/Mahnkopf, a.a.O., S. 118


� Massey, D.S./ Arango, J./ Hugo, G./ Kouaouci, A./ Pellegrino, A./ Taylor, J.E. (1998) Worlds in Motion - Understanding International Migration at the End of the Millenium. Oxford: Clarendon Press, S. 129.


� Zu diesem Thema siehe das Kapitel VII/1.2. "Wirtschaftliche Integration" (S. 349-355) in meinem Buch "Leben in der Schattenwelt", a.a.O.


� Eine ausführliche Analyse der migrationssystematischen Verbindungen zwischen Leipzig, München und Berlin einerseits und den Herkunftsländern illegaler Migranten andrerseits wird enthalten sein in : Alt, J. (2005): Aufenthaltsrechtliche Illegalität im Städtevergleich: Leipzig – München – Berlin. In: IMIS-Beiträge Nr. 26. Erscheinen bevorstehend.


� David Nazar, JRS Ukraine, im JRS-Europe Rundbrief Vol 4/Nr. 1, February/March 2005, Frankfurter Allgemeine Zeitung, 8.3.2005 und Lucht, D. (2002) (Il)legales (Un)glück. Die neue Generation der Ostarbeiterinnen. Eine Dokumentation. Internetressource, eingestellt unter <http://www.ji-magazine.lviv.ua/germ-vers/grenze/texts/broshure.htm>  


� z.B. "Kein Andrang aus der Ukraine", Süddeutsche Zeitung vom 25.2.2005 oder "Fakten sprechen gegen Vorwürfe der Union", Frankfurter Rundschau, 1.3.2005


� Zitiert im Tagesspiegel vom 25.2.2005


� "In den letzten vier bis fünf Jahren wurden bei zahlreichen Einbruchdiebstählen bei Behörden in ganz Deutschland eine Vielzahl von Blankoformularen für deutsche Aufenthaltstitel ... entwendet.... Die Gesamtzahl der im Umlauf befindlichen Blankoetiketten dürfte weit im fünfstelligen, wenn nicht bereits im sechsstelligen Bereich liegen" [BGS/BKA (2001) Bundeslagebild "Schleusungskriminalität 2000". Verschlusssache - Nur für den Dienstgebrauch. Koblenz/Wiesbaden, S. 68]. Ähnlich wird es in anderen EU-Staaten sein, was allein dadurch deutlich wird, dass Aufenthaltstitel und Visa anderer EU-Staaten auf dem Schwarzmarkt zu niedrigeren Preisen gehandelt werden als die aus Deutschland.


� "...die Auswanderung (mindert) den aus Überbevölkerung und Armut bestehenden Druck auf das Sozial- und Gesellschaftsgefüge in den Heimatländern; außerdem sind Rücküberweisungen ihrer im Ausland lebenden Bürger für manche Staaten...  zu wichtigen Devisenquellen geworden" [Bundesnachrichtendienst (2001) Illegale Migration nach Europa. Pullach, S. 7] 


� Dies sind Schätzungswerte von Professor Friedrich Schneider (Linz). Die Zahl zur Bemessung des Anteils 'Illegaler' am Gesamtvolumen unterbreitete er in der ZDF Sendung "Schattenwelt" am 6.2.2001: Ihm zufolge erwirtschaften 'Illegale' in verschiedenen Branchen folgende Beträge: 





Baubranche: 12 Milliarden DM


Haushaltsbeschäftigung: 5,5 Milliarden DM


Gaststätten- und Hotelgewerbe: 5,5 Milliarden DM


Landwirtschaft: 3 Milliarden DM


Zur Begründung dieser Schätzung ein Zitat aus einer Mail Prof. Schneiders: "Ich begründe diese Zahlen aus sehr aufwendigen ökonometrischen Schätzungen über das Ausmaß der Schattenwirtschaft nach Branchen differenziert. Diese Zahlen sind nicht aus der Luft gegriffen, sondern beruhen auf statistischen Schätzungen. Allerdings mit erheblichen Varianzen. Selbstverständlich verbleiben mehr wie 2/3 dieses Betrages in Deutschland, so dass dadurch eine zusätzliche Wertschöpfung entsteht. Auch dies kann man wissenschaftlich belegen."








�"As regards immigrants and refugees, building conditions of peace  means in practice being seriously committed to safeguarding first of all the right not to emigrate, that is, the right to live in peace and dignity in one's own country." [Nr. 3]


� Daten aus internen Statistiken der Landeskriminalämter Sachsen, Bayern und Berlin.





